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Sicherheitsrat 
 

Verteilung: Allgemein 

24. Juli 2013 

    

Resolution 2110 (2013) 

verabschiedet auf der 7008. Sitzung des Sicherheitsrats 
am 24. Juli 2013 

 Der Sicherheitsrat,  

 unter Hinweis auf alle seine früheren einschlägigen Resolutionen über Irak, insbeson-
dere die Resolutionen 1500 (2003), 1546 (2004), 1557 (2004), 1619 (2005), 1700 (2006), 
1770 (2007), 1830 (2008), 1883 (2009), 1936 (2010), 2001 (2011), 2061 (2012), und die 
Resolution 2107 (2013) über die Situation zwischen Irak und Kuwait, 

 in Bekräftigung der Unabhängigkeit, Souveränität, Einheit und territorialen Unver-
sehrtheit Iraks, 

 betonend, wie wichtig die Stabilität und die Sicherheit Iraks für das Volk Iraks, die 
Region und die internationale Gemeinschaft sind, 

 der Regierung Iraks nahelegend, auch weiterhin die Demokratie und die Rechtsstaat-
lichkeit zu stärken, die Sicherheit und die öffentliche Ordnung zu verbessern und den Terro-
rismus und die sektiererische Gewalt im ganzen Land zu bekämpfen, und mit dem erneuten 
Ausdruck seiner Unterstützung für das Volk und die Regierung Iraks bei ihren Bemühungen 
um den Aufbau einer sicheren, stabilen, föderalen, geeinten und demokratischen Nation auf 
der Grundlage der Rechtsstaatlichkeit und der Achtung der Menschenrechte, 

 erfreut darüber, dass sich die Lage in Irak dank konzertierter Bemühungen im politi-
schen und im Sicherheitsbereich gebessert hat, und betonend, dass in Irak nach wie vor Si-
cherheitsprobleme bestehen und dass die Verbesserungen durch einen ernsthaften politi-
schen Dialog und nationale Einheit aufrechterhalten werden müssen, 

 die Notwendigkeit unterstreichend, dass alle Bevölkerungsgruppen in Irak am politi-
schen Prozess und an einem alle Seiten einschließenden politischen Dialog teilnehmen, Er-
klärungen und Maßnahmen, die die Spannungen verschärfen könnten, unterlassen, eine um-
fassende Lösung für die Verteilung der Ressourcen herbeiführen und Stabilität gewährleis-
ten und eine gerechte und faire Lösung für die internen Grenzstreitigkeiten erarbeiten sowie 
auf die nationale Einheit hinarbeiten, 

 bekräftigend, wie wichtig die Vereinten Nationen, insbesondere die Hilfsmission der 
Vereinten Nationen für Irak (UNAMI), sind, wenn es darum geht, das irakische Volk, ein-
schließlich der Zivilgesellschaft, und die irakische Regierung bei der Stärkung der demokra-
tischen Institutionen, der Förderung eines alle Seiten einschließenden politischen Dialogs 
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und der nationalen Aussöhnung im Einklang mit der Verfassung, der Erleichterung des re-
gionalen Dialogs, der Ausarbeitung von für die Regierung Iraks annehmbaren Prozessen zur 
Beilegung interner Grenzstreitigkeiten, der Hilfe für die Jugend und für schwächere Bevöl-
kerungsgruppen, darunter Flüchtlinge und Binnenvertriebene, der Förderung des Schutzes 
der Menschenrechte, der Geschlechtergleichstellung, der Jugend und der schwächeren Be-
völkerungsgruppen und der Förderung der Justiz- und Gesetzesreformen zu beraten, zu un-
terstützen und ihnen dabei behilflich zu sein, und betonend, wie wichtig es ist, dass die Ver-
einten Nationen und insbesondere die UNAMI der Beratung, Unterstützung und Hilfe für 
das irakische Volk, einschließlich der Zivilgesellschaft, und die irakische Regierung Vorrang 
einräumen, damit diese Ziele erreicht werden können, 

 mit der nachdrücklichen Aufforderung an die Regierung Iraks, auch weiterhin die 
Menschenrechte zu fördern und zu schützen sowie zusätzliche Schritte zur Unterstützung 
der Unabhängigen Hohen Kommission für Menschenrechte bei der Wahrnehmung ihres 
Mandats zu erwägen, 

 in Anerkennung der Anstrengungen der Regierung Iraks bei der Förderung und dem 
Schutz der Menschenrechte von Frauen, in Bekräftigung seiner Resolutionen 1325 (2000), 
1820 (2008), 1888 (2009), 1889 (2009), 1960 (2010) und 2106 (2013) über Frauen und 
Frieden und Sicherheit, erneut erklärend, dass Frauen voll, gleichberechtigt und wirksam 
mitwirken müssen, in Bekräftigung der Schlüsselrolle, die Frauen bei der Wiederherstellung 
des gesellschaftlichen Gefüges spielen können, und betonend, dass sie am politischen Le-
ben, namentlich an der Entwicklung nationaler Strategien, voll teilhaben müssen, damit ih-
ren Perspektiven Rechnung getragen wird, 

 erklärend, wie wichtig die Auseinandersetzung mit den humanitären Problemen ist, 
denen sich das irakische Volk gegenübersieht, und betonend, dass zu ihrer Behebung weite-
re koordinierte Maßnahmen und die Bereitstellung ausreichender Ressourcen erforderlich 
sind, 

 unter Hervorhebung der Souveränität der Regierung Iraks, bekräftigend, dass alle Par-
teien auch weiterhin alle durchführbaren Schritte unternehmen und Modalitäten erarbeiten 
sollen, um den Schutz der betroffenen Zivilpersonen, einschließlich Kindern, Frauen und 
Angehöriger religiöser und ethnischer Minderheitengruppen, zu gewährleisten, sowie Be-
dingungen schaffen sollen, die der freiwilligen und dauerhaften Rückkehr der Flüchtlinge 
und Binnenvertriebenen in Sicherheit und Würde oder der Integration der Binnenvertriebe-
nen vor Ort förderlich sind, unter Begrüßung der Zusagen der Regierung Iraks im Hinblick 
auf Hilfe für Binnenvertriebene, Flüchtlinge und Rückkehrer und sie zur Fortsetzung ihrer 
Anstrengungen ermutigend und feststellend, welche wichtige Rolle das Amt des Hohen 
Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen auf der Grundlage seines Mandats dabei 
wahrnimmt, die Regierung Iraks in Abstimmung mit der UNAMI in diesen Fragen laufend 
zu beraten und zu unterstützen, 

 mit der nachdrücklichen Aufforderung an alle Beteiligten, im Einklang mit dem hu-
manitären Völkerrecht, namentlich den Genfer Abkommen und der Haager Landkriegsord-
nung, humanitärem Personal vollen und ungehinderten Zugang zu allen hilfebedürftigen 
Menschen zu gewähren und soweit möglich alle notwendigen Einrichtungen für ihre Tätig-
keit zur Verfügung zu stellen und die Sicherheit und Bewegungsfreiheit des humanitären 
Personals sowie des Personals der Vereinten Nationen und des beigeordneten Personals 
samt ihrem Material zu fördern, 

 in der Erkenntnis, dass sich die in Irak jetzt herrschende Situation erheblich von der 
unterscheidet, die zum Zeitpunkt der Verabschiedung der Resolution 661 (1990) bestand, 
und ferner in der Erkenntnis, wie wichtig es ist, dass Irak denselben internationalen Status 
erlangt, den es vor der Verabschiedung der Resolution 661 (1990) innehatte, 
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 unter Begrüßung der Ratifikation des Zusatzprotokolls zu dem umfassenden Siche-
rungsabkommen, 

 mit dem Ausdruck seines tief empfundenen Dankes an alle Mitarbeiter der Vereinten 
Nationen in Irak für ihre mutigen und unermüdlichen Anstrengungen und mit Lob für die 
Führungsrolle, die der Sonderbeauftragte des Generalsekretärs für Irak, Martin Kobler, 
wahrnimmt, 

1. beschließt, das Mandat der Hilfsmission der Vereinten Nationen für Irak 
(UNAMI) bis zum 31. Juli 2014 zu verlängern; 

2. beschließt ferner, dass der Sonderbeauftragte des Generalsekretärs und die 
UNAMI auf Ersuchen der Regierung Iraks und unter Berücksichtigung des Schreibens des 
Außenministers Iraks an den Generalsekretär (S/2013/430, Anlage) auch weiterhin ihr in 
Resolution 2061 (2012) festgelegtes Mandat wahrnehmen werden, und erinnert an die Be-
stimmungen der Resolution 2107 (2013); 

3. ist sich dessen bewusst, dass die Sicherheit des Personals der Vereinten Natio-
nen unerlässlich ist, damit die UNAMI ihre Tätigkeit zugunsten des Volkes von Irak aus-
üben kann, und fordert die Regierung Iraks auf, auch weiterhin sicherheitsbezogene und lo-
gistische Unterstützung für die Präsenz der Vereinten Nationen in Irak bereitzustellen; 

4. begrüßt die Beiträge, welche die Mitgliedstaaten leisten, indem sie der UNAMI 
die finanziellen, logistischen und sicherheitsbezogenen Ressourcen und die entsprechende 
Unterstützung bereitstellen, die sie zur Erfüllung ihrer Mission benötigt, und fordert die 
Mitgliedstaaten auf, der UNAMI auch weiterhin ausreichende Ressourcen und Unterstüt-
zung bereitzustellen; 

5. erklärt seine Absicht, das Mandat der UNAMI in zwölf Monaten oder, falls die 
Regierung Iraks darum ersucht, früher zu überprüfen; 

6. ersucht den Generalsekretär, dem Rat alle vier Monate über die Fortschritte bei 
der Erfüllung aller Aufgaben der UNAMI Bericht zu erstatten; 

7. beschließt, mit der Angelegenheit befasst zu bleiben. 

____________ 

 


